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1. Ausgangslage 

Das Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung 
(ISOS) stützt sich auf das Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz (NHG; SR 451) 
und bezeichnet gemäss einem einheitlichen Kriterienkatalog Ortsbilder, die aufgrund ihrer 
baukulturellen Qualitäten national bedeutsam sind. In jüngster Zeit liessen sich vermehrt 
Anwendungs- und Verfahrensschwierigkeiten feststellen. 
Das Eidgenössische Departement des Innern (EDI) hat zur Lösung dieser Schwierigkeiten in 
Absprache mit dem Eidgenössischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation (UVEK) zum ISOS und seiner Umsetzung einen Runden Tisch organisiert. 
Vertreterinnen und Vertreter der öffentlichen Hand, des Privatsektors und der Zivilgesellschaft 
haben in diesem Rahmen gemeinsam breit abgestützte Lösungsvorschläge für konkrete und 
rasch umsetzbare Massnahmen zur Verbesserung der Anwendung des ISOS erarbeitet. Die 
Ergebnisse des «Runden Tisches ISOS» wurden in einem Bericht1 konkretisiert. An seiner 
Sitzung vom 26. September 2025 hat der Bundesrat die zuständigen Departemente 
beauftragt, die Massnahmen umzusetzen, prioritär jene, die eine Revision der Verordnung 
über das Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (VISOS; SR 451.12) 
sowie der Raumplanungsverordnung (RPV; SR 700.1) erfordern. Die vorliegende Vorlage 
umfasst die Umsetzung dieser Massnahmen. 

2. Gegenstand der Vernehmlassungsvorlage 

Im Rahmen des «Runden Tisches ISOS» hat sich gezeigt, dass sich bei der Umsetzung und 
Anwendung des ISOS insbesondere in den folgenden Bereichen Herausforderungen ergeben: 

− Direktanwendung der Bestimmungen über das ISOS bei bundesrechtlichen Bewilligungen 
im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b NHG (z. B. Prüfung und Erteilung von 
gewässerschutzrechtlichen Bewilligungen oder Errichtung von unterirdischen 
Zivilschutzbauten); 

− Direktanwendung der Bestimmungen über das ISOS bei der Installation von Solaranlagen 
in ISOS-Ortsbildteilen und auf Einzelelementen mit dem Erhaltungsziel «Erhalten der 
Substanz»; 

− Berücksichtigung des ISOS in den kantonalen und kommunalen Planungen; 
− Interpretation der ISOS-Erhaltungsziele. 
Um die genannten Herausforderungen zu lösen, werden folgende Anpassungen in der VISOS 
und in der RPV vorgenommen: 

− Bei Eingriffen in der Bauzone wird der Begriff der bundesrechtlichen Bewilligung als 
Bundesaufgabe in der VISOS einschränkend präzisiert, sodass die Direktanwendung der 
Bestimmungen über das ISOS nur dann eintritt, wenn das bewilligungspflichtige Element 
eines Vorhabens Auswirkungen auf das Ortsbild hat (Einführung von Art. 10 Abs. 1bis 
VISOS);  

− Bei Solaranlagen wird der Mechanismus der Bewilligungspflicht in Ortsbildteilen bzw. in 
Gebieten, in Baugruppen und auf Einzelelementen, die im ISOS mit dem Erhaltungsziel 
«Erhalten der Substanz» aufgeführt sind, auf bestehende Bauten begrenzt (Änderung von 
Art. 32b RPV); 

− Der Spielraum für Kantone und Gemeinden bei der Anwendung des ISOS bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben wird klar definiert und garantiert (Einführung von Art. 11 Abs. 3 
VISOS); 

 
1 www.isos.ch > Materialien. 

http://www.isos.ch/
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− Die Definitionen der ISOS-Erhaltungsziele werden klarer formuliert (Änderung von Art. 9 
Abs. 4 VISOS). 

Die revidierten Bestimmungen lösen die bestehenden Herausforderungen, ohne den 
Ortsbildschutz als wichtigen Mechanismus zur Bewahrung von Qualität und Identität 
unverhältnismässig einzuschränken. Sie vereinfachen und beschleunigen Prozesse und 
Verfahren, indem sie der kantonalen und kommunalen Interessenabwägung bei der 
Anwendung des ISOS mehr Raum geben und den Spielraum für Kantone und Gemeinden 
besser zur Geltung bringen. Dadurch kann die Rechts- und Planungssicherheit wesentlich 
verbessert werden. Schliesslich nimmt die Revision gewisse Tendenzen in der neueren 
Rechtslehre auf und erfüllt die Kernanliegen verschiedener parlamentarischer Vorstösse zum 
Thema. 

3. Vernehmlassungsverfahren 

Am 11. Februar 2026 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Änderung der VISOS 
und der RPV. Zur Stellungnahme eingeladen wurden 112 Adressaten: die Kantone (im 
Folgenden: Kantone), die politischen Parteien (im Folgenden: Parteien), die Dachverbände 
der Gemeinden, der Städte, der Berggebiete und der Wirtschaft (im Folgenden: 
Dachverbände) sowie weitere interessierte Kreise und Organisationen (im Folgenden: 
Organisationen). 
Bis zum Ende der Vernehmlassungsfrist am 18. Mai 2026 gingen insgesamt 108 Antworten 
ein. 64 Stellungnahmen wurden von Vernehmlassungsadressaten eingereicht. 44 
Stellungnahmen stammen von Dritten («Spontanantworten»). 

4. Ergebnisse im Überblick 

Änderung der Verordnung 
über das Bundesinventar 
der schützenswerten 
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Kantone 27 26 0 4 22 0 0 0 0 
Politische Parteien 10 5 0 1 4 0 0 0 0 
Dachverbände  11 5 0 1 4 0 0 0 0 
Organisationen 64 72 44 3 67 0 2 0 0 
Total Stellungnahmen 112 108 44 9 97 0 2 0 0 

Die Vernehmlassung zur Änderung der VISOS und der RPV ist auf grosses Interesse 
gestossen. Die generelle Beurteilung der Änderung lässt sich wie folgt zusammenfassen: Eine 
Mehrheit der 108 Stellungnehmenden spricht sich deutlich für die Änderung der VISOS und 
der RPV aus. 106 befürworten sie, zwei stehen dem Ansinnen ablehnend gegenüber.  
Zustimmung 
Der Änderung der VISOS und der RPV stimmen in ihrer Gesamtheit 106 Stellungnehmende 
zu, davon neun vollständig und 97 mit Anpassungsbedarf. 
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Vollständig zugestimmt haben: 

− vier Kantone (LU, SG, SZ, UR) 
− eine Partei (Die Mitte) 
− ein Dachverband (SAB) 
− drei Organisationen (AXPO, SVBK, VINTES)  
Mit Anpassungsbedarf zugestimmt haben: 

− 22 Kantone (AG, AI, AR, BE, BL, BS, FR, GE, GL, GR, JU, NE, NW, OW, SH, SO, TG, TI, 
VD, VS, ZG, ZH) 

− vier Parteien (FDP, GLP, SPS, SVP) 
− vier Dachverbände (economiesuisse, SGV Gemeinden, SGV Gewerbe, SSV) 
− 67 Organisationen (Advokatur Mörikofer, aeesuisse, AKD, AP, ARS, AS, Bauenschweiz, 

BLS, BPUK, BSA, BSLA, Casafair, CATEF, Centre Patronal, DAH, EIT, EKD/ENHK, 
EKKGS, ES, EspaceSuisse, FSU, GSK, Heimatschutz AR, Heimatschutz BE, 
Heimatschutz BL, Heimatschutz GL, Heimatschutz SG/AI, Heimatschutz ZG, HEV, 
Holzbau, ICOMOS, JardinSuisse, Jermann, KSKA, NKS, NSP, Patrimoine GE, Patrimoine 
JU, Patrimoine VD, RWU, RZU, SAM, SBB, SBV, SHS, SIA, SL, Stadt Zürich, Stierli und 
Ruggli, suissetec, SVIT, SVU, Swissolar, UNESCO, USPI, VATG, VGP ZH, VIS, VKKS, 
VSE, VZI, WBG, WOHNEN, ZHK, Zürich Anlagestiftung, Zurich Invest AG, Zürich 
Versicherungsgesellschaft). 

Ablehnung 
Zwei Stellungnehmende (Avocat Voisard, Franz Weber) lehnen die Änderung der VISOS und 
der RPV in der vorliegenden Form mit Eventualanträgen ab. 

5. Generelle Beurteilung der Vorlage 

98% der Stellungnehmenden (sämtliche Kantone, politischen Parteien und Dachverbände 
sowie 70 Organisationen (Advokatur Mörikofer, aeesuisse, AKD, AP, ARS, AS, AXPO, 
bauenschweiz, BLS, BPUK, BSA, BSLA, Casafair, CATEF, Centre Patronal, DAH, EIT, 
EKD/ENHK, EKKGS, ES, EspaceSuisse, FSU, GSK, Heimatschutz AR, Heimatschutz BE, 
Heimatschutz BL, Heimatschutz GL, Heimatschutz SG/AI, Heimatschutz ZG, HEV, Holzbau, 
ICOMOS, JardinSuisse, Jermann, KSKA, NKS, NSP, Patrimoine GE, Patrimoine JU, 
Patrimoine VD, RWU, RZU, SAM, SBB, SBV, SHS, SIA, SL, Stadt Zürich, Stierli und Ruggli, 
suissetec, SVBK, SVIT, SVU, Swissolar, UNESCO, USPI, VATG, VGP ZH, VINTES, VIS, 
VKKS, VSE, VZI, WBG, WOHNEN, ZHK, Zürich Anlagestiftung, Zurich Invest AG, Zürich 
Versicherungsgesellschaft) beurteilen die Vorlage positiv, 94% unterstützen sie ausdrücklich. 
Die vorgeschlagenen Änderungen griffen zentrale Anliegen auf, die im Zusammenhang mit 
der Anwendung des Bundesinventars in den letzten Jahren wiederholt thematisiert worden 
seien, namentlich die Rechts- und Planungsunsicherheit im Zusammenhang mit der 
Direktanwendung, die Komplexität der Interessenabwägung sowie die Spannungsfelder 
zwischen Ortsbildschutz und hochwertiger Siedlungsentwicklung bzw. Energiewende. Sie 
werden als praxistauglicher und rasch umsetzbarer Kompromiss, der den Schutzgedanken 
und die Planungssicherheit gleichermassen fördert, gewürdigt. Es wird insbesondere 
Folgendes hervorgehoben: 

− Das ISOS sei ein wertvolles Instrument für die Erhaltung des kulturellen Erbes und die 
qualitätsvolle Innenentwicklung. Für eine erfolgreiche Anwendung seien jedoch 
Anpassungen nötig.  

− Die vorgeschlagenen Änderungen würden klare, praktikable und nachvollziehbare 
Grundlagen schaffen, die zu einer Vereinfachung und Beschleunigung der administrativen 
Planungs- und Baubewilligungsverfahren führen würden. 

− Sie setzten die vom Bundesrat beschlossenen prioritären Massnahmen aus dem 
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«Runden Tisch ISOS» um und trügen dazu bei, die Anwendung bundesrechtlicher 
Vorgaben stärker auf Fragestellungen mit tatsächlichem Bezug zum Ortsbild zu 
fokussieren. 

− Die Beschränkung der Direktanwendung des ISOS bei der Erfüllung von Bundesaufgaben 
führe zu mehr Planungs- und Rechtssicherheit.  

− Die Klärung der Bedeutung des ISOS bei kantonalen und kommunalen Aufgaben gewähre 
den Kantonen und Gemeinden mehr Handlungsspielraum und Autonomie.  

− Die Präzisierung der ISOS-Erhaltungsziele trage zur Klärung der Bewertungssystematik 
bei und biete den Akteuren im Vollzug klare Orientierung.  

− Die vorgeschlagenen Neuregelungen würden konfliktreiche Situationen in wachsenden 
Städten und Gemeinden entschärfen und einen wichtigen Beitrag zur besseren 
Vereinbarkeit von Ortsbildschutz und qualitätsvoller Innenverdichtung, dringend 
benötigtem Wohnungsbau und den Zielen der Energiewende (insbesondere durch 
Erleichterungen bei Solaranlagen) leisten. Sie würden somit die Akzeptanz des ISOS als 
Instrument für den Erhalt des baukulturellen Erbes langfristig stärken. 

Neben der breiten Zustimmung gibt es auch wenige kritische Anmerkungen und Vorbehalte, 
namentlich:  

− Die Verordnungsanpassungen seien zwar ein Schritt in die richtige Richtung, viele 
Unklarheiten und die Komplexität des ISOS würden aber bestehen bleiben. Es gebe 
entsprechend einen weiteren Anpassungsbedarf. 

− Mit den Änderungen bestünden Risiken einer Schwächung des Schutzes der Ortsbilder 
von nationaler Bedeutung. Allfällige Forderungen nach weiteren Senkungen des Niveaus 
des verfassungs- und gesetzesmässigen Schutzes der ISOS-Ortsbilder seien 
entsprechend abzulehnen. 

− Für einen kohärenten Vollzug in der Praxis seien ergänzende Fachinformationen und 
Umsetzungshilfen des Bundes notwendig. 

Zwei Organisationen (Avocat Voisard, Franz Weber) lehnen die Vorlage ab, weil sie die 
tatsächliche Wirksamkeit des ISOS erheblich schwäche und zudem ernsthafte Zweifel 
hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem übergeordneten Rechtsrahmen aufwerfe. 
36 Stellungnehmende (fünf Kantone: BL, BS, GL, TG, ZG; eine Partei: SPS; zwei 
Dachverbände: SGV Gemeinden, SSV; 28 Organisationen: AKD, AP, ARS, AS, BSLA, DAH, 
EKD/ENHK, FSU, GSK, Heimatschutz AR, Heimatschutz BE, Heimatschutz BL, Heimatschutz 
GL, Heimatschutz SG/AI, Heimatschutz ZG, JardinSuisse, KSKA, NKS, NSP, Patrimoine GE, 
Patrimoine JU, Patrimoine VD, SAM, SHS, VATG, VINTES, VKKS, WBG) wünschen explizit 
eine möglichst baldige Inkraftsetzung der vorliegenden Revisionsvorlage durch den Bundesrat 
und unterstützen demnach ausdrücklich eine Verordnungsanpassung. Mit den 
vorgeschlagenen Änderungen entstehe ein Instrument, das kurzfristig zu einer Entlastung 
führe und gleichzeitig Rechtssicherheit sowie Berechenbarkeit für alle Beteiligten fördere. Es 
brauche keine zeitraubenden Gesetzesrevisionen mit jahrelangen Unsicherheiten. Da 
Änderungen auf Verordnungsstufe jedoch möglicherweise nicht griffig und effektiv genug 
seien, sei einem Kanton (SH) und sieben Organisationen (ES, Stadt Zürich, VIS, VZI, Zürich 
Anlagestiftung, Zurich Invest AG, Zürich Versicherungsgesellschaft) zufolge zu prüfen, ob 
mittel- bis längerfristig zusätzliche Anpassungen auf Gesetzesstufe erforderlich seien. Vier 
Organisationen (CATEF, HEV, RWU, Stierli und Ruggli) beantragen zudem eine umgehende 
Revision des NHG, welche die vorliegende Änderung der VISOS und der RPV absichert. 
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6. Wichtigste Stellungnahmen zur E-VISOS und zur E-RPV 

Im Folgenden werden die wichtigsten Rückmeldungen zu den einzelnen Artikeln der 
Vernehmlassungsvorlage zusammengefasst. Kleinere Anpassungs- und Ergänzungsanträge, 
deren Annahme oder Ablehnung keine inhaltlichen Auswirkungen auf den Verordnungstext 
hätten, oder Anträge zu Themen, die nicht Gegenstand der vorliegenden Revision sind, 
werden nicht im Detail ausgeführt. 

6.1 Art. 9 Abs. 4 E-VISOS 

Zwölf Kantone (AI, BL, FR, GE, JU, NE, NW, OW, SO, TG, VD, ZG), zwei Parteien (FDP, 
GLP), ein Dachverband (SSV) und 38 Organisationen (AKD, AP, ARS, AS, Avocat Voisard, 
BPUK, Casafair, Centre Patronal, DAH, EKKGS, ES, EspaceSuisse, GSK, HEV, ICOMOS, 
Jermann, KSKA, NKS, NSP, SAM, SBB, SIA, Stadt Zürich, suissetec, SVBK, SVIT, USPI, 
VATG, VGP ZH, VINTES, VIS, VKKS, VZI, WBG, WOHNEN, Zürich Anlagestiftung, Zurich 
Invest AG, Zürich Versicherungsgesellschaft) unterstützen die Präzisierung der ISOS-
Erhaltungsziele ausdrücklich. Allgemein wird sie als pragmatische Weiterentwicklung des 
ISOS betrachtet, die den Handlungsspielraum für Kantone und Gemeinden bei der 
Anwendung des Bundesinventars besser zur Geltung bringe und somit die Umsetzung des 
Inventars vereinfache. Besonders begrüsst wird, dass die Anpassungen zur Klärung der 
bestehenden Bewertungssystematik beitrügen und gleichzeitig an der «ungeschmälerten 
Erhaltung» (Art. 6 NHG) festhielten. Sie erhöhten den Spielraum im grundsätzlichen Umgang 
mit dem ISOS und reduzierten den Interpretationsspielraum. So gelinge es, dem steigenden 
Wohnungsbedarf und den Herausforderungen der Energiewende Rechnung zu tragen, ohne 
den Ortsbildschutz unverhältnismässig einzuschränken. Eine Organisation (WOHNEN) ist der 
Ansicht, dass die Revision noch keine ausreichende materielle Flexibilisierung schaffe. Die 
zentrale Herausforderung liege jedoch weniger in der Definition als in der Anwendung.  
Diesen Ansatz teilen drei Kantone (BL, NE, NW), eine Partei (GLP), ein Dachverband (SGV 
Gemeinden) und zwei Organisationen (EspaceSuisse, SIA). Zur tatsächlichen Vereinfachung 
und Beschleunigung der Verfahren und Prozesse würden sie es begrüssen, wenn der Bund 
die Kantone und Gemeinden mit praxisnahen Leitfäden oder Vollzugshilfen unterstützen 
würde, um eine einheitliche und nachvollziehbare Umsetzung des ISOS sicherzustellen. Diese 
könnten beispielweise aufzeigen, wie die Erhaltungsziele in der Richt- und Nutzungsplanung 
methodisch korrekt umgesetzt werden können.  
Zwei Organisation (RWU, SVU) weisen darauf hin, dass die Änderungen konsequenterweise 
auch eine Revision der Weisungen zum Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der 
Schweiz (WISOS) nach sich ziehe. Diese solle möglichst rasch erfolgen. 
Zu den einzelnen Erhaltungszielen gibt es folgende konkrete Anmerkungen: 
Erhaltungsziel «A» 
Ein Kanton (VS) und zwei Organisationen (Holzbau, SBV) unterstützen die vorgesehenen 
Änderungen. 
Ein Dachverband (SSV) und drei Organisationen (RWU, VGP ZH, WOHNEN), plädieren dafür, 
beim Erhaltungsziel «A» auf den Begriff «integral» zu verzichten, weil er einen 
Absolutheitsanspruch vermittle, der den Anforderungen an eine qualitätsvolle 
Weiterentwicklung und zeitgemässe Anpassung bestehender Siedlungsstrukturen nur 
eingeschränkt Rechnung trage. EKD/ENHK sind der Meinung, die terminologische Differenz 
zwischen «integral erhalten» und «erhalten» berge das Risiko unterschiedlicher Auslegungen 
und damit einer erheblichen Rechtsunsicherheit. Damit keine Rechtsunsicherheit entstehe, 
beantragen die Kommissionen, die materielle Bedeutung dieser Differenzierung ausführlich im 
erläuternden Bericht darzulegen. 
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Vier Kantone (GR, OW, TG, ZH) und eine Organisation (BPUK) beantragen, die Definition des 
Erhaltungsziels «A» folgendermassen zu ergänzen: «Erhalten der Substanz beziehungsweise 
der Freifläche: Erhalten der Substanz bedeutet, alle Bauten, Anlageteile und Freiräume, die 
für das Ortsbild wesentlich sind, integral zu erhalten und bestehende Beeinträchtigungen zu 
beseitigen […]». Tatsächlich sei es zentral, dass der Anwendungsspielraum der 
Erhaltungsziele im Verordnungstext selbst hinreichend klar erkennbar sei und nicht erst aus 
den Erläuterungen abgeleitet werden müsse. Die Ergänzung präzisiere das Erhaltungsziel 
«A», indem sie den hohen Schutz auf jene Elemente fokussiere, welche das Ortsbild 
tatsächlich prägen, und verdeutliche ebenfalls, dass es eine Auseinandersetzung mit den 
Erhaltungszielen brauche und diese in ortsbildlichen Schutzzielen zu konkretisieren seien. Die 
Formulierung entspräche zudem derjenigen im zweiten Satz in Bezug auf die Vegetation und 
die Altbauten. 
Drei Organisationen (Avocat Voisard, BSLA, JardinSuisse) betonen, die Benennung von 
Freiräumen und Freiflächen als Teil des Ortsbilds sei wesentlich zur Sicherung der Qualität. 
Die Präzisierung, die eine Beschaffenheit als Kulturland verlangt, sei nachvollziehbar. 
Demgegenüber ist eine Partei (SVP) der Meinung, die Präzisierung des Erhaltungsziels «A» 
drohe den Spielraum bei der Nutzung und Weiterentwicklung von Freiflächen und Kulturland 
unnötig einzuschränken. Sie verlangt, auf die Anpassung zu verzichten. 
Erhaltungsziel «B» 
Ein Dachverband (economiesuisse) und zwei Organisationen (Holzbau, SBV) begrüssen 
ausdrücklich die sprachlichen Änderungen sowie die Streichung der «integralen» 
Erhaltungspflicht. Drei Kantone (BL, NE, VS) bedauern hingegen die Reduktion der 
«integralen Erhaltung wesentlicher Elemente und Merkmale» auf die «Erhaltung wesentlicher 
Elemente». Diese sprachliche Anpassung könne zu einer qualitativen Reduktion der 
Gesamtwirkung der Gestalt von Bauten und Freiräumen führen. Deshalb solle weiterhin «die 
für die Struktur wesentlichen Elemente und Merkmale integral erhalten» gelten.  
Erhaltungsziel «C» 
Bei den Anpassungen der Definition des Erhaltungsziels «C» zeigt sich der grösste Vorbehalt. 
Ein Kanton (ZH) und zwei Organisationen (Holzbau, SBV) begrüssen die neue Formulierung, 
welche eine gewisse Weiterentwicklung zulasse. Ein Kanton (SH) und zwei Organisationen 
(FSU, Stadt Zürich) finden hingegen, die vorgeschlagene Umschreibung lasse einen 
erheblichen Interpretationsspielraum hinsichtlich der Zulässigkeit struktureller Veränderungen 
und sollte umformuliert werden, damit die entsprechenden Ortsbildteile unter Berücksichtigung 
der vorhandenen Qualitäten weiterentwickelt werden können.   
Drei Kantone (BL, TG, VS), ein Dachverband (economiesuisse) und drei Organisationen 
(BPUK, SBV, ZHK) erachten den Ersatz von «Gleichgewicht» mit «Durchmischung» als 
problematisch. Diese Anpassung schwäche das Erhaltungsziel «Erhalten des Charakters» ab, 
weil damit der qualitative und quantitative Bezug zwischen Alt- und Neubauten weniger klar 
gefasst werde. Dies erschwere den Vollzug und berge das Risiko, dass der Charakter eines 
Ortsbildteils stärker verändert werden könne, als dies gemäss Zielsetzung der Revision 
beabsichtigt sei. Vor diesem Hintergrund erscheine es sachgerecht, den ersten Teil der 
bisherigen Formulierung beizubehalten, um die Schutzwirkung und die Lesbarkeit des 
Ortsbildcharakters zu sichern. Auch EKD/ENHK beantragen, den Begriff «Durchmischung» 
durch eine besser geeignete Formulierung (z. B. «ausgewogenes Verhältnis», «qualitätsvolle 
Durchmischung», «baukulturelle Qualitäten im Zusammenwirken von Alt- und Neubauten» 
oder Ähnliches) zu ersetzen.  
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Zudem gilt die Wendung «Zweck des Ortsbildteils» als unklar. Ein Dachverband 
(economiesuisse) und vier Organisationen (FSU, RWU, VGP ZH, ZHK) beantragen, auf sie zu 
verzichten. In Anlehnung an die geltende Fassung schlagen sie einen Alternativformulierung 
vor («... Elemente zu erhalten, welche die ursprüngliche Entstehung und die historische 
Entwicklung des Ortsbildteils illustrieren und für dessen Charakter wesentlich sind»). Zwei 
Organisationen (ES, ZHK) fordern die Rückkehr zum Begriff «Erbauungsgrund». 
Ein Kanton (ZH) und eine Organisation (BPUK) fordern schliesslich eine präzise 
Umschreibung des Erhaltungsziels «C» im erläuternden Bericht, damit klar bleibe, in welchem 
Umfang der charakterprägende Bestand eines Ortsbildteils weiterhin zu erhalten sei und 
Kantone und Gemeinden die Bestimmung einheitlich, transparent und rechtssicher anwenden 
würden. 

6.2 Art. 10 Abs. 1bis E-VISOS 

18 Kantone (AG, AI, AR, AS, BE, BL, FR, GE, GR, JU, OW, NE, NW, SG, SO, TG, VD, ZH), 
eine Partei (GLP), ein Dachverband (SSV) und 46 Organisationen (Advokatur Mörikofer, AKD, 
AP, ARS, AS, BLS, BPUK, BSA, BSLA, Casafair, DAH, EIT.swiss, EKD/ENHK, ES, 
EspaceSuisse, FSU, GPV ZH, GSK, Holzbau, ICOMOS, JardinSuisse, Jermann, KSKA, NKS, 
NSP, RZU, SAM, SBB, SBV, SGV Gewerbe, SIA, Stadt Zürich, Stierli und Ruggli, SVBK, SVIT, 
VATG, VINTES, VIS, VKKS, VSE, VZI, WBG, WOHNEN, Zürich Anlagestiftung, Zurich Invest 
AG, Zürich Versicherungsgesellschaft) unterstützen ausdrücklich die Einschränkung der 
Direktanwendung auf ortsbildrelevante Vorhaben. Der Vorschlag sei robust, bringe schnell 
Entspannung und erhöhe die Rechts- und Planungssicherheit. Viele weisen aber darauf hin, 
dass die Formulierung des Artikels aus juristischer Sicht zwar nachvollziehbar sei, aber 
kompliziert aufgebaut und schwer verständlich. Sie sei entsprechend sprachlich und 
systematisch zu vereinfachen und klarer zu strukturieren. Drei Kantone (AR, OW, ZH), ein 
Dachverband (economiesuisse) und zwei Organisationen (SBV, ZHK) beantragen, auf die 
Formulierung im Bericht zum «Runden Tisch ISOS» vom 26. Juni 2025 zurückzukommen.  
Drei Stimmen zeigen sich kritisch. Avocat Voisard und Patrimoine JU finden, der erste Satz 
von Artikel 10 Absatz 1bis E-VISOS sei unpräzis formuliert und lasse einen wesentlichen 
Interpretationsraum zu. Der zweite Satz, der jegliche Mitwirkung der Eidgenössischen 
Kommissionen ausschliesse, schaffe mehr Schwierigkeiten, als er löse. ES hat zudem 
erhebliche Zweifel, dass diese Neuregelung auf Stufe Verordnung genügend Rechtssicherheit 
schafft, insbesondere um missbräuchliche Einsprachen und Rekurse auch bei 
lärmschutzrechtlichen Bewilligungen oder im Zusammenhang mit Zweitwohnungen wirksam 
zu begrenzen. Seiner Meinung nach würde konsequenterweise die Direktanwendung des 
ISOS auf jene Fälle beschränkt, in denen der Bund oder verselbständigte Einheiten des 
Bundes als Bauherrschaften auftreten. 
Mehrere der unterstützenden Stimmen sind der Ansicht, mit der vorgeschlagenen 
Formulierung werde das Ziel einer massgeblichen Vereinfachung in der Anwendung durch 
deutlich weniger Anwendungsfälle und ein möglichst einfaches Verfahren noch nicht 
vollumfänglich erfüllt. Folgende Anpassungsanträge werden gestellt: 

− Ein Kanton (SH), ein Dachverband (SSV) und vier Organisationen (FSU, GPV ZH, Stadt 
Zürich, WBG) ersuchen den Bundesrat, den Verweis auf Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b 
NHG zu streichen mit der Begründung, dass Letzterer trotz den im Erläuterungsbericht 
aufgeführten Beispielen dahingehend interpretiert werden könnte, dass die 
Erleichterungen nur für die im besagten NHG-Absatz genannten Bundesaufgaben Wirkung 
entfalten würden – auch wenn diese Aufzählung nicht abschliessend sei. Zudem schwäche 
der Verweis die Lesbarkeit und Verständlichkeit des Artikels. 

− Zwei Kantone (BE, SH), eine Partei (FDP), zwei Dachverbände (economiesuisse, SSV) 
und 17 Organisationen (bauenschweiz, Centre Patronal, EIT.swiss, FSU, GPV ZH, 
Holzbau, RWU, RZU, SBV, SGV Gewerbe, Stadt Zürich, SVIT, USPI, WBG, Zürich 
Anlagestiftung, Zurich Invest AG, Zürich Versicherungsgesellschaft) beantragen, auf die 
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Voraussetzung, wonach Eingriffe in ein Objekt nur zulässig wären, «sofern sie sich durch 
ein überwiegendes Interesse rechtfertigen lassen», ersatzlos zu verzichten. Die 
Voraussetzung, dass ein solcher Eingriff zulässig ist, «sofern das mit der Bewilligung zu 
beurteilende Element keine Auswirkungen auf das Ortsbild hat», sei ausreichend. Dies 
insbesondere deshalb, weil die Voraussetzung «keine Auswirkung auf das Ortsbild» 
impliziere, dass kein Eingriff im Sinne einer nennenswerten Beeinträchtigung erfolgen 
dürfe – entsprechend gäbe es auch nichts abzuwägen. Die vorgeschlagene Formulierung 
sei demnach verwirrend und führe zur Planungs- und Rechtsunsicherheit. 

− Drei Organisationen (aeesuisse, suissetec, Swissolar) fordern, die Formulierung des 
Absatzes anzupassen, um Bewilligung von energetischen Sanierungen und von genügend 
angepassten Solaranlagen an Gebäuden in schützenswerten Ortsbildern zu erleichtern. 
Die heutige Regelung im Bereich der ISOS-Ortsbildteile mit Erhaltungsziel «A» stelle das 
Interesse an der Erhaltung der Bausubstanz über die zukünftige Nutzbarkeit der Gebäude 
und den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen. Um eine sinnvolle Nutzung von 
Gebäuden in ISOS-Ortsbildteilen mit Erhaltungsziel «A» auch in Zukunft zu ermöglichen, 
müsse hier auf nationaler Ebene eine neue Gewichtung der Interessen vorgenommen 
werden. Alle drei Organisationen schlagen zudem vor, die zulässigen Eingriffe in einem 
Anhang zu spezifizieren. 

− Gemäss einer Organisation (BPUK) sei Artikel 10 Absatz 1bis im Sinne einer besseren 
Rechts- und Planungssicherheit so zu ergänzen, dass bundesrechtliche Bewilligungen 
innerhalb der Bauzone, bei denen die Berücksichtigung der Auswirkungen auf das Ortsbild 
keine Voraussetzung ist und deren bewilligtes Element keine Auswirkungen auf das 
Ortsbild hat, nicht allein aufgrund dieser Bewilligung eine zusätzliche Direktanwendung 
des ISOS und eine Begutachtung durch die Eidgenössischen Kommissionen auslösen, 
sofern das Vorhaben einer Richt- oder Nutzungsplanung entspricht, in deren Rahmen das 
ISOS bereits berücksichtigt wurde. Die Ergänzung trüge dem Umstand Rechnung, dass 
die massgeblichen ortsbildschutzrechtlichen Fragen bereits auf Planungsstufe geprüft 
worden seien; vorbehalten blieben Fälle, in denen das konkret zu beurteilende Element 
weitergehende oder wesentlich andere Auswirkungen auf das Ortsbild hätte. 

Weiter wünschen sich zehn Kantone (AI, BE, BL, BS, FR, GE, GR, JU, LU, SO), eine Partei 
(FDP) und 21 Organisationen (AKD, AP, ARS, AS, BLS, BPUK, BSLA, DAH, GPV ZH, GSK, 
ICOMOS, JardinSuisse, KSKA, NKS, NSP, SAM, SBB, UNESCO, VATG, VINTES, VKKS) 
eine Vollzugsunterstützung z. B. in Form von erläuternden Fallbeispielen, um eine 
sachgerechte und schweizweit konsistente Umsetzung in den Kantonen und Gemeinden 
sicherzustellen. Die BPUK ersucht um eine Mitwirkungsmöglichkeit der Kantone bei der 
Erarbeitung der Unterlagen.  
Weil sich weiterhin Auslegungsfragen – so etwa bei den Bewilligungen im Gewässerraum oder 
beim Arten- und Biotopschutz nach Artikel 18 ff. NHG – stellten und damit die Abgrenzung in 
der Praxis nachvollziehbar und einheitlich erfolge, seien gemäss sechs Kantonen (BS, OW, 
SO, VS, ZG, ZH), einem Dachverband (SSV) und sieben Organisationen (BLS, BPUK, GPV 
ZH, RZU, SPV ZH, Stadt Zürich, Stierli und Ruggli) die Bewilligungen, die weiterhin als 
Erfüllung einer Bundesaufgabe gelten und die Direktanwendung des ISOS auslösen, in einer 
Übersicht darzustellen. Zudem seien Beispiele für bundesrechtliche Bewilligungstatbestände 
aufzunehmen, bei denen regelmässig kein funktionaler Bezug zum Ortsbildschutz besteht. 
Dazu würden beispielsweise Konstellationen aus dem Bereich des Artenschutzrechts wie der 
Schutz von Gebäudebrütern zählen. 
Ferner werden die folgenden Sachverhalte erwähnt:   

− Ein Dachverband (SSV) und drei Organisationen (FSU, SPG ZH, Stadt Zürich) führen an, 
der Begriff der Bauzone sei in den Kantonen zum Teil unterschiedlich definiert. Um 
Missinterpretationen zu vermeiden, solle im erläuternden Bericht daher auf die 
entsprechende bundesrechtliche Definition verwiesen werden. 

− Ein Dachverband (SSV) und zwei Organisationen (SPG ZH, Stadt Zürich) beantragen, 



 

11/18 

 

 
 

dass das im erläuternden Bericht angeführte Beispiel einer lärmschutzrechtlichen 
Bewilligung zu streichen sei, da entsprechende Bewilligungen nach überwiegender 
Auffassung bereits unter geltendem Recht nicht als Bundesaufgaben im Sinne von Artikel 
2 NHG zu qualifizieren seien. 

− Advokatur Mörikofer betont, es sei fraglich, ob die vorgeschlagene Regelung 
bundesrechtskonform sei. Vielmehr sollte eine Regelung gefunden werden, die bei der 
Konkretisierung des Begriffs der Bundesaufgabe ansetzt.  

− Nach ES sei dringend zu prüfen, ob und in welcher Form die (missbräuchliche) Ergreifung 
von Rechtsmitteln im Unterliegensfall zu einer angemessenen Kostenfolge für die 
einsprechende beziehungsweise rekurrierende Partei führen soll. 

6.3 Art. 11 Abs. 3 E-VISOS  

18 Kantone (AG, AI, BE, BL, BS, FR, GE, GR, JU, NE, NW, OW, SG, SH, SO, TG, VS, ZG), 
zwei Parteien (FDP, GLP), drei Dachverbände (economiesuisse, SGV Gemeinden, SSV) und 
43 Organisationen (AKD, AP, ARS, AS, Casafair, Centre Patronal, DAH, ES, EspaceSuisse, 
FSU, GSK, GVP ZH, HEV, Holzbau, ICOMOS, KSKA, NKS, NSP, RWU, RZU, SAM, SBB, 
SBV, SGV Gewerbe, SIA, Stadt Zürich, Stierli und Ruggli, suissetec, SVBK, SVIT, USPI, 
VATG, VINTEX, VIS, VKKS, VSE, VZI, WBG, WOHNEN, ZHK, Zürich Anlagestiftung, Zurich 
Invest AG, Zürich Versicherungsgesellschaft) begrüssen explizit die Einführung des Artikels, 
welcher den Handlungsspielraum der Kantone und Gemeinden bei der Anwendung des ISOS 
klarstellt. Die Klarstellung sei nützlich, indem sie die Wichtigkeit der Interessenabwägung nach 
Artikel 3 RPV und deren Dokumentation beispielsweise im Raumplanungsbericht nach Artikel 
47 RPV hervorhebe. Sie bilde eine Verankerung der bisherigen Praxis, stärke das Verständnis 
des ISOS und trage zur Rechts- und Planungssicherheit bei.  
Zu den wenigen Änderungsanträgen zählen insbesondere die folgenden: 

− Drei Kantone (AR, BS, ZH) und eine Organisation (BPUK) beantragen mit folgender 
Begründung, «bei der Erfüllung ihrer Aufgaben» durch «bei ihren Planungen» zu ersetzen: 
Die bestehenden Absätze 1 und 2 hielten die bundesgerichtliche Rechtsprechung in Bezug 
auf die Berücksichtigungspflicht des ISOS bei kantonalen und kommunalen Planungen in 
der VISOS fest. Absatz 3 sollte sich demnach nicht allgemein auf die Erfüllung der 
Aufgaben der Kantone, sondern gemäss dem Regelungszweck ausdrücklich auf 
Planungen beziehen. Mit der Bezugnahme auf die Planungen werde klargestellt, dass der 
neue Absatz 3 dort anwendbar sein sollte, wo die Interessenabwägung nach Artikel 3 RPV 
in der Praxis hauptsächlich vorgenommen werde, nämlich im Rahmen der Richt- und 
Nutzungsplanung der Kantone und Gemeinden. 
Zudem sei im erläuternden Bericht zu Artikel 11 VISOS darzulegen, dass die 
Interessenabwägung nach Artikel 3 RPV möglichst frühzeitig und stufengerecht im 
Rahmen der Richt- und Nutzungsplanung zu erfolgen habe, dass eine allfällige Mitwirkung 
der Eidgenössischen Kommissionen grundsätzlich auf dieser Planungsstufe vorzunehmen 
sei und dass rechtskräftige planerische Festlegungen bei nachfolgenden 
planungskonformen Vorhaben grundsätzlich zu respektieren seien, sofern keine 
weitergehenden oder wesentlich anderen Auswirkungen auf das Ortsbild vorliegen 
würden. Eine präzise Darstellung dieser Punkte im erläuternden Bericht sei wichtig, weil 
sie verdeutliche, dass die zentralen Entscheidungen zum Umgang mit dem ISOS frühzeitig 
im Rahmen der Richt- und Nutzungsplanung und nicht erst im Baubewilligungsverfahren 
getroffen werden sollten. Dies erhöhe die Rechts- und Planungssicherheit, verhindere 
Doppelspurigkeiten und reduziere das Risiko, dass bereits abgestützte 
Planungsentscheide bei einzelnen Baugesuchen erneut grundsätzlich infrage gestellt 
werden. 
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− Ein Kanton (SH), ein Dachverband (SSV) und drei Organisationen (FSU, Stadt Zürich, 
WBG) fordern, dass in Artikel 11 VISOS oder im erläuternden Bericht festzuhalten sei, 
dass im Baubewilligungsverfahren ohne direkte Anwendung des ISOS keine zusätzliche 
Interessenabwägung erforderlich ist, sofern eine Interessenabwägung bereits auf Stufe der 
Nutzungs- oder Sondernutzungsplanung durchgeführt wurde. 

− Ein Kanton (BE) beantragt, im neuen Absatz 3 «andere Interessen» durch «öffentliche 
Interessen» zu ersetzen.  

− Zwei Organisationen (FSU, Jermann) schlagen vor, den Titel von Artikel 11 in 
«Berücksichtigung durch die Kantone und Gemeinden» umzubenennen, da im Artikel auch 
explizit Aussagen zur Anwendung der VISOS auf Gemeindeebene getätigt würden.  

Zwei Organisationen (bauenschweiz, WOHNEN) plädieren schliesslich für die Erarbeitung 
einer Umsetzungshilfe, um die Kantone und Gemeinden bei der Anwendung zum Beispiel von 
Artikel 11 Absatz 3 zu unterstützen. 
Während die Mehrheit der Stellungnehmenden der Ansicht ist, dass die Verordnungsänderung 
dazu beitragen kann, die Interessenabwägung durch die Kantone und Gemeinden 
systematisch und stufengerecht vorzunehmen, äussern sich zwei Organisationen (ES, SGV 
Gewerbe) zurückhaltender. Sie sind der Meinung, die vorgeschlagene Regelung bleibe 
insgesamt zu offen und unverbindlich. Die Praxis müsse zeigen, ob eine Regelung auf Stufe 
Verordnung die beabsichtigte Wirkung tatsächlich erreiche.  
Demgegenüber befürchten ein Kanton (VD) und vier Organisationen (Avocat Voisard, DAH, 
Franz Weber, Patrimoine GE), dass das ISOS mit der Einführung von Absatz 3 geschwächt 
werde. Gemäss DAH sei sicherzustellen, dass die bewährte Bundesgerichtspraxis (sorgfältige 
und nachvollziehbare Interessenabwägung etc.) nicht über Bord geworfen werde. Es bestehe 
die Gefahr, dass die Einführung von Absatz 3 dazu führe, dass die von den Kantonen und 
Gemeinden vorgenommene Interessenabwägung in der Praxis regelmässig zugunsten einer 
Abweichung von den ISOS-Erhaltungszielen ausfalle und dies mit dem öffentlichen Interesse 
am Wohnungsbau begründet werde. Die Interessenabwägung verliere dadurch weitgehend 
ihre materielle Bedeutung und beschränke sich faktisch auf die Pflicht zur Begründung des 
Entscheids. Die Vollzugs- und Justizbehörden müssten daher darauf achten, dass die neue 
Bestimmung nicht zu einer schleichenden Schwächung der Schutzwirkung des ISOS führe. 
Weiter wird verlangt, dass der Bund die Kantone verpflichtet, ihn über jede 
Interessenabwägung in einem ISOS-Objekt sowie über deren Ergebnis zu informieren. 
Dadurch sollten insbesondere statistische Grundlagen geschaffen und ein Instrument zur 
Verfügung gestellt werden, mit dem die Wirksamkeit dieser Bestimmung überprüft werden 
könne. Avocat Voisard beantragt, auf Absatz 3 zu verzichten, weil es sich nicht um eine 
Ausführungsvorschrift nach Artikel 26 NHG handle, sondern um eine Ausnahme von einer in 
einem formellen Gesetz verankerten Regel (Art. 6 Abs. 1 NHG). 

6.4 Art. 32b Abs. 1 Bst. b und Abs. 2 E-RPV 

14 Kantone (AG, AI, AR, BE, BL, GE, GR, NE, NW, SG, SO, TG, VD, ZG), eine Partei (GLP), 
zwei Dachverbände (economiesuisse, SSV) und 53 Organisationen (AKD, AP, ARS, AS, 
bauenschweiz, Casafair, Centre Patronal, EIT, ES, EspaceSuisse, FSU, GPV ZH, GSK, 
Heimatschutz AR, Heimatschutz BE, Heimatschutz BL, Heimatschutz GL, Heimatschutz 
SG/AI, Heimatschutz ZG, HEV, Holzbau, ICOMOS, Jermann, KSKA, NKS, NSP, Patrimoine 
GE, Patrimoine JU, Patrimoine VD, RWU, RZU, SAM, SBB, SBV, SGV Gemeinden, SGV 
Gewerbe, SHS, SIA, Stadt Zürich, SVBK, SVIT, USPI, VATG, VINTES, VIS, VKKS, VZI, WBG, 
WOHNEN, ZHK, Zürich Anlagestiftung, Zurich Invest AG, Zürich Versicherungsgesellschaft) 
begrüssen die Anpassung von Artikel 32b Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 RPV. Die 
Ersetzung der Baubewilligungspflicht durch eine Meldepflicht für Solaranlagen auf Neu- und 
Ersatzbauten in Gebieten und Baugruppen mit dem Erhaltungsziel «A» schaffe 
Rechtssicherheit hinsichtlich der bewährten Praxis und unterstütze die Energiewende.  
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Vier Organisationen (AKD, ICOMOS, KSKA, VKKS) betonen, dass an die 
Bewilligungsfähigkeit von Solaranlagen auf Kulturdenkmälern auch in Zukunft hohe 
Anforderungen zu stellen seien, um weiterhin eine qualitätsvolle Baukultur zu erreichen.  
Es werden namentlich die folgenden Anträge gestellt: 

− Ein Kanton (AG) stellt fest, dass die Gebiete, Baugruppen und Einzelelemente im ISOS II 
vom Begriff «Ortsbildteile» abgelöst werden. In diesem Zusammenhang stelle sich die 
Frage, ob im Zuge der Änderung der RPV dieser Begriff ebenfalls aufzunehmen wäre. 

− Zwei Kantone (BE, NW) und eine Organisation (BPUK) beantragen, in Artikel 32b 
Buchstabe b RPV bzw. im erläuternden Bericht ausdrücklich zu regeln, dass Neu- und 
Ersatzbauten nicht als Kulturdenkmäler im Sinne von Artikel 18a Absatz 3 des 
Raumplanungsgesetzes (RPG; SR 700) gelten, damit für die Kantone und Gemeinden die 
Entlastung von Neu- und Ersatzbauten ausdrücklich klar erkennbar sei. 

− Sechs Organisationen (ES, VIS, VZI, Zürich Anlagestiftung, Zurich Invest AG, Zürich 
Versicherungsgesellschaft) regen an, zu prüfen, ob auch für bestehende Bauten eine 
Ausnahmeregelung vorgesehen werden könne, sofern deren Bauabnahme noch nicht 
lange (z. B. nicht länger als 20 Jahre) zurückliege. Bei derart jungen Bestandsbauten 
erscheine ein besonderer Schutz bei der Installation von Solaranlagen nicht gerechtfertigt. 

− Acht Kantone (BE, BS, FR, GE, NW, OW, VS, ZH) und acht Organisationen (aeesuisse, 
BPUK, EIT, Holzbau, SBV, suissetec, SVIT, Swissolar) bemängeln, dass unklar sei, wann 
ein Kulturdenkmal durch eine Solaranlage «wesentlich beeinträchtigt» werde und in 
welchen Fällen ästhetische Interessen die Nutzungsinteressen überwögen. Diese 
Unklarheit erschwere den Vollzug und führe in der Praxis häufig zu zurückhaltenden, 
zeitaufwändigen und kostenintensiven Bewilligungsverfahren. Sie beantragen demnach, 
präzise Kriterien für die Beurteilung einer «wesentlichen Beeinträchtigung» eines 
Kulturdenkmals im Zusammenhang mit Solaranlagen nach Artikel 18a Absatz 3 RPG in 
der RPV zu definieren. Der Kanton BE und die BPUK schlagen dafür konkrete 
Formulierungen vor. Der Vorschlag der BPUK entspricht jenem, den sie in ihrer 
Stellungnahme vom 25. September 2024 zur RPV-Vernehmlassung (Nr. 2024/54) 
gemacht hatte. Zudem gelte es, das Verhältnis zwischen Artikel 18a Absatz 3 RPG und 
Artikel 18a Absatz 4 RPG zu klären und klar festzulegen, wie weit gestalterische 
Anforderungen im Einzelfall gehen dürfen. Auch hier empfiehlt die BPUK, wie in ihrer 
Stellungnahme vom 25. September 2024, einen neuen Artikel in der RPV aufzunehmen. 
Suissetec regt an, in einem Zusatzartikel klare Eckpunkte bzw. Kriterien für die Anbringung 
von Solaranlagen auf Kulturdenkmälern zu definieren.  

− Zwei Organisationen (EspaceSuisse und SIA) begrüssen die Klarstellung in Absatz 2, 
wonach Neu- oder Ersatzbauten ab der Bauabnahme als bestehend gelten. Damit werde 
die Abgrenzung zwischen Neu- und Ersatzbauten einerseits und bestehenden Bauten 
andererseits geregelt. Drei Kantone (BE, TG, VS) regen jedoch an, die Wendung «ab 
Bauabnahme» zu überprüfen, weil sich u. a. die Frage stellen könne, welche Baukontrolle 
oder Bauabnahme als massgebend zu betrachten sei.  

Zwölf Organisationen (DAH, Heimatschutz AR, Heimatschutz BE, Heimatschutz BL, 
Heimatschutz GL, Heimatschutz SG/AI, Heimatschutz ZG, Patrimoine GE, Patrimoine JU, 
Patrimoine VD, SHS, SL) begrüssen die Stossrichtung, die Direktanwendung des ISOS gezielt 
dort zu präzisieren, wo dies im Interesse einer klaren Vollzugspraxis notwendig ist. Sie 
erachten jedoch die vorgeschlagene Formulierung von Artikel 32b Buchstabe b RPV als nicht 
optimal geeignet, das gesetzte Ziel zu erreichen. Für Ortsbild und Landschaft sei die optische 
Wirkung einer Solaranlage auf den Kontext massgebend, unabhängig davon, ob sie an einem 
bestehenden oder einem neuen Gebäude angebracht werde. Nach vertiefter juristischer 
Prüfung schlagen sie daher eine Ergänzung vor: Die Direktanwendung des ISOS sollte sich 
bei Solaranlagen ausschliesslich auf die Solaranlage selbst beziehen und nicht automatisch 
den gesamten Neubau erfassen. Damit bliebe der Schutz des Ortsbilds gewährleistet, 
während gleichzeitig verhindert würde, dass jedes Neubauprojekt aufgrund einer Solaranlage 
automatisch unter die Direktanwendung fiele.  
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Eine Partei (FDP) und sieben Organisationen (bauenschweiz, EIT, ES, RWU, SGV Gewerbe, 
suissetec, VSE) sind der Ansicht, der Bundesrat gehe in die richtige Richtung, sollte seinen 
Weg zur Ermöglichung von Anlagen aber konsequenter weitergehen und noch mehr 
Gestaltungsspielraum für die Gemeinden und Kantone zulassen, indem beispielsweise auf 
eine Bewilligungspflicht für Solaranlagen verzichtet werde. Die mittlerweile verfügbaren PV-
Produkte-Lösungen würden den Erhalt der Ortsbilder weitestgehend erlauben und gleichzeitig 
den energetischen Anforderungen entgegenkommen. 
Zwei Organisationen (Avocat Voisard, Franz Weber) zeigen sich besonders kritisch und 
empfehlen, auf die Anpassung zu verzichten. In praktischer Hinsicht verhindere die 
vorgeschlagene Lösung eine umfassende, konkrete und wirksame Interessenabwägung. In 
rechtlicher Hinsicht widerspreche sie dem im Gesetz (Art. 18a Abs. 3 Satz 2 RPG) verankerten 
Verbot, Kultur- und Naturdenkmäler von kantonaler oder nationaler Bedeutung wesentlich zu 
beeinträchtigen.  
Weiter werden folgende Punkte erwähnt: 

− Ein Kanton (SH), ein Dachverband (SSV) und drei Organisationen (FSU, GPV ZH, Stadt 
Zürich) ersuchen den Bundesrat, zu prüfen, ob im Verordnungstext oder in den 
Erläuterungen klarzustellen sei, ob und, wenn ja, unter welchen Voraussetzungen der 
Ersatz bestehender Solaranlagen nach Ablauf ihrer Lebensdauer weiterhin ohne 
qualifizierte Interessenabwägung zulässig sei. 

− Zwei Kantone (OW, VS) und drei Organisationen (EspaceSuisse, SIA, Swissolar) 
unterstreichen, es sei wichtig, dass die kantonalen und kommunalen Vorschriften zur 
Baubewilligungspflicht, zur Einordnung und zum Schutz des Ortsbilds weiterhin 
anwendbar blieben und gewährleisteten, dass Solaranlagen auch auf Neu- und 
Ersatzbauten sorgfältig in das geschützte Umfeld eingefügt würden. Sie würden eine 
ergänzende Vollzugshilfe insoweit begrüssen.  

− Ein Kanton (AG) hält fest, es werde im Rahmen der kantonalen Praxis darauf zu achten 
sein, dass Abbrüche nur unter den einschlägigen Voraussetzungen bewilligt werden und 
nicht der Umgehung der Direktanwendung dienen sollen. 

− Gemäss einem Dachverband (SSV) sollte noch geregelt werden, wie freistehende 
Solaranlagen in Gebieten und Baugruppen mit Erhaltungsziel A zu behandeln seien. 

6.5 Weitere Erwägungen 

Nachfolgend sind Rückmeldungen aufgeführt, die sich zwar nicht direkt auf die 
vorgeschlagenen Anpassungen beziehen, jedoch in engem Zusammenhang mit diesen 
stehen: 

− Drei Kantone (BL, FR, JU) und 13 Organisationen (AKD, AP, ARS, AS, DAH, GSK, KSKA, 
NKS, NSP, SAM, SBB, VATG, VINTES) weisen darauf hin, dass ergänzend zur 
Vernehmlassungsvorlage auch die am Runden Tisch beschlossenen Begleitmassnahmen 
(vgl. Massnahmen 5, 6 und 7 im Bericht zum «Runden Tisch ISOS» vom 26. Juni 2025), 
die keine regulatorischen Anpassungen erforderten und somit nicht Bestandteil der 
Vernehmlassung seien, zeitnah umgesetzt werden sollten.  

− Gemäss einem Kanton (BS), ein Dachverband (SGV Gemeinden) und drei Organisationen 
(ES, HEV, SVU) seien allgemein weitere Massnahmen nötig, um die Akzeptanz des ISOS 
zu stärken und pragmatische Lösungen für die noch bestehenden Blockaden zu finden. 
Empfohlen werden namentlich die Erweiterung der ISOS-Methode, die Überarbeitung der 
Darstellungsmethode und eine klarere inhaltliche Abgrenzung gegenüber dem 
Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler (BLN). Auch sollten bei der 
Inventarisierung aktuelle siedlungs-, energie- und raumplanerische Entwicklungen 
berücksichtigt werden. Allgemein sollte das ISOS auf seine ursprüngliche Funktion als 
Fachinventar und Planungsgrundlage zurückgeführt werden (Beachtungspflicht statt 
Berücksichtigungspflicht des ISOS durch Kantone und Gemeinden). Für mehr Planungs- 
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und Rechtssicherheit sollten eine Entflechtung der Aufgaben zwischen den drei 
Staatsebenen im Sinne des Postulats 25.4401 der Kommission für Wissenschaft, Bildung 
und Kultur des Nationalrats (WBK-N) geprüft werden und die Eigentümerinnen und 
Eigentümer bei der Erarbeitung und Überprüfung des ISOS einbezogen werden. Der HEV 
fordert eine Revision des NHG, welche die obenerwähnten Punkte aufnimmt. 

− Ein Kanton (SH), ein Dachverband (SSV) und acht Organisationen (aeesuisse, 
bauenschweiz, BSA, EIT, FSU, RWU, RZU, VGP ZH) beantragen, die bestehenden 
Leitfäden und Arbeitshilfen zur Anwendung des ISOS mit Inkraftsetzung der Teilrevision 
der VISOS zu aktualisieren und mit zusätzlichen konkreten Beispielen aus der 
Vollzugspraxis zu ergänzen, damit Planerinnen und Planer frühzeitig das Thema ISOS 
berücksichtigen und abklären. Als konkrete Massnahmen werden namentlich die 
Erarbeitung von Arbeitshilfen und transparenten Bewertungsgrundlagen, die Organisation 
von Fachinformationen, die Ausbildung der Verwaltungen und die Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit erwähnt. 

− Ein Dachverband (SSV) erwähnt schliesslich, dass die Vorlage die Frage einer möglichen 
Übergangslösung nicht regele. Es bleibe unklar, ob die mit der Teilrevision verbundenen 
Erleichterungen auf bereits hängige Baubewilligungsverfahren Anwendung finden sollten 
oder ob sie ausschliesslich für neue Verfahren gelten.  

7. Verzeichnis der Stellungnehmenden 

Abkürzung Kantone 

AG Kanton Aargau  

AI Kanton Appenzell Innerrhoden  

AR Kanton Appenzell Ausserrhoden  

BE Kanton Bern  

BL Kanton Basel-Landschaft  

BS Kanton Basel-Stadt  

FR Kanton Freiburg  

GE Kanton Genf 

GL Kanton Glarus  

GR Kanton Graubünden  

JU Kanton Jura 

LU Kanton Luzern  

NE Kanton Neuenburg 

NW Kanton Nidwalden 

OW Kanton Obwalden 

SG Kanton St. Gallen  

SH Kanton Schaffhausen  

SO Kanton Solothurn  

SZ Kanton Schwyz  

TG Kanton Thurgau  
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Abkürzung Kantone 

TI Kanton Tessin 

UR Kanton Uri  

VD Kanton Waadt 

VS Kanton Wallis 

ZG Kanton Zug  

ZH Kanton Zürich  
 

Abkürzung Politische Parteien  
 Die Mitte 

FDP FDP. Die Liberalen 

GLP Grünliberale Partei Schweiz 

SPS Sozialdemokratische Partei der Schweiz 

SVP Schweizerische Volkspartei 
 

Abkürzung Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete  
SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete 

SGV Gemeinden Schweizerischer Gemeindeverband 

SSV Schweizerischer Städteverband  
 

Abkürzung Dachverbände der Wirtschaft 
economiesuisse Verband der Schweizer Unternehmen 

SGV Gewerbe Schweizerischer Gewerbeverband  
 

Abkürzung Weitere interessierte Kreise und Organisationen  
 Advokatur Mörikofer 

 aeesuisse 

AKD Arbeitskreis Denkmalpflege  

AP Alliance Patrimoine  

ARS Arbeitsgemeinschaft für die provinzialrömische Forschung in der Schweiz  

AS Archäologie Schweiz  

 Avocat Voisard 

AXPO Axpo Group 

 bauenschweiz 

BLS BLS Netz AG 

BPUK Schweizerische Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz 
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Abkürzung Weitere interessierte Kreise und Organisationen  
BSA Bund Schweizer Architektinnen und Architekten  

BSLA Bund Schweizer Landschaftsarchitekten und Landschaftsarchitektinnen  

 Casafair 

CATEF Camera ticinese dell’economia fondiaria 

 Centre Patronal 

DAH Domus Antiqua Helvetica  

EIT EIT.swiss 

EKD/ENHK Eidgenössische Kommission für Denkmalpflege und Eidgenössische 
Natur- und Heimatschutzkommission  

EKKGS Eidgenössische Kommission für Kulturgüterschutz  

ES Entwicklung Schweiz  

 EspaceSuisse 

FSU Fachverband Schweizer RaumplanerInnen  

Franz Weber Fondation Franz Weber und Helvetia Nostra 

GSK Gesellschaft für Schweizerische Kunstgeschichte  

Heimatschutz AR Heimatschutz Appenzell Ausserrhoden 

Heimatschutz BE Berner Heimatschutz 

Heimatschutz BL Baselbieter Heimatschutz 

Heimatschutz GL Glarner Heimatschutz 

Heimatschutz SG/AI Heimatschutz St. Gallen und Appenzell Innerrhoden 

Heimatschutz ZG Zuger Heimatschutz 

HEV Hauseigentümerverband Schweiz  

Holzbau Holzbau Schweiz 

ICOMOS ICOMOS Suisse 

 JardinSuisse 

Jermann Jermann, Geoinformation, Vermessung, Raumplanung 

KSKA Konferenz Schweizerischer Kantonsarchäologinnen und 
Kantonsarchäologen  

NKS Netzwerk Kulturerbe Schweiz 

NSP Netzwerk Schweizer Pärke  

Patrimoine GE Patrimoine Suisse Section Genève 

Patrimoine JU Section jurassienne de patrimoine suisse  

Patrimoine VD Patrimoine Suisse Section Vaudoise 

RWU Regionalplanung Winterthur und Umgebung 

RZU Planungsdachverband Region Zürich und Umgebung 

SBB Schweizerische Bundesbahnen 
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Abkürzung Weitere interessierte Kreise und Organisationen  
SAM Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für Archäologie des Mittelalters und 

der Neuzeit  

SBV Schweizerischer Baumeisterverband  

SHS Schweizer Heimatschutz 

SIA Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein  

SL Schweizerischer Verband der Bürgergemeinden und Korporationen  

Stadt Zürich Stadt Zürich Amt für Städtebau 

Stierli und Ruggli Stierli und Ruggli, Ingenieure und Raumplaner AG 

 Stiftung Landschaftsschutz Schweiz  

 suissetec 

SVIT Schweizerischer Verband der Immobilienwirtschaft  

SVU Schweizerischer Verband der Umweltfachleute 

 Swissolar 

UNESCO Commission suisse pour l’UNESCO 

USPI Union suisse des professionnels de l’immobilier 

VATG Vereinigung des archäologisch-technischen Grabungspersonals der 
Schweiz 

VGP ZH Verband der Gemeindepräsidien des Kantons Zürich 

VINTES Verband Industriekultur und Technikgeschichte Schweiz  

VIS Verband Immobilien Schweiz 

VKKS Vereinigung der Kunsthistorikerinnen und Kunsthistoriker in der Schweiz 

VSE Verband Schweizerischer Elektrizitätsunternehmen  

VZI Vereinigung Zürcher Immobilienunternehmen  

WBG wohnbaugenossenschaften schweiz  

WOHNEN WOHNEN SCHWEIZ  

ZHK Zürcher Handelskammer  

 Zürich Anlagestiftung 

 Zurich Invest AG 

 Zürich Versicherungsgesellschaft 
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